
Es ist immer wieder unglaublich aber leider wahr; die sächsische Justiz ist immer wieder gut für 
Rechtsbeugung und somit der Verletzung des Rechtsstaatsprinzips. 
In ihren geistigen Kleinstwerkstätten ist gerade genug Platz um Kadavergehorsam-Befehle 
auszuführen. Befehle, die zur Erhaltung der Macht der Finanzmächtigen, der heimatlosen Zionisten 
dienen. Mitnichten halten sie etwas vom Völkerrecht, aber auch das von ihnen selbst anerkannte 
bundesrepublikanische Recht und Gesetz wird nicht beachtet wenn es der Ausführung der Befehle 
nutzt. Von Beachtung des gültigen deutschen Rechts und Gesetz auf der Grundlage von Völkerrecht 
kann hier überhaupt nicht gesprochen werden. So kann weder die Justiz noch die Exekutive 
(Staatsanwaltschaft/Polizei) aufzeigen, wann sich das Staatsvolk des Freistaates Sachsen die 
Verfassung aus dem Jahr 1992 gegeben hat wie es in deren Präambel steht: 

Präambel  

Anknüpfend an die Geschichte der Mark Meißen, des sächsischen Staates und des 

niederschlesischen Gebietes, gestützt auf Traditionen der sächsischen Verfassungsgeschichte, 

ausgehend von den leidvollen Erfahrungen national-sozialistischer und kommunistischer 

Gewaltherrschaft,  eingedenk eigener Schuld an seiner Vergangenheit, von dem Willen geleitet, 

der Gerechtigkeit, dem Frieden und der Bewahrung der Schöpfung zu dienen, hat sich das Volk im 

Freistaat Sachsen dank der friedlichen Revolution des Oktober 1989 diese Verfassung gegeben. 

 

Da steht es geschrieben, daß die Menschen noch heute am Hitlerfaschismus schuld sind. Der 
Hitlerfaschismus, der Nationalsozialismus genannt wird, was in keiner Weise eine Berechtigung hat, 
denn Nationalsozialismus gab es seit spätestens 1923 nicht mehr. Das war das Jahr, in dem Hitler die 
NSDAP neu gründete und mit der eigentlichen NSDAP hatte Hitler gar nichts zu tun, außer daß er 
sich im Auftrag der heimatlosen Zionisten in diese hineindrängte. Das kann man durchaus in 
zugänglichen geschichtlichen Unterlagen herausfinden. So z. B. aus dem Buch „Einig gegen Recht 
und Freiheit“ von Herrn Bernt Engelmann.  
Mitnichten haben die Menschen noch Schuld am Hitlerfaschismus, das waren deren Ahnen und kann 
nicht über Sippenhaft auf die Nachfahren übergehen. Unsere Ahnen schworen aber –Nie WIEDER 
KRIEG!- Was aber machen die Nachfahren? Sie dulden das kriegstreiberische Regime der BRD und 
laden sich damit erneute Schuld auf die Schultern. 
Mit dem Kommunismus meinen sie die Gesellschaftsordnung in der DDR, wobei sie dabei recht 
haben, denn es war kein Sozialismus. Den gab es spätestens seit Ulbricht nicht mehr. Sozialismus hat 
nichts mit Kapitalismus und Kommunismus zu tun. Vergeht sich der Kapitalismus gegen die Ökologie 
(Natur) so vergeht sich der Kommunismus an der Ökonomie (Wirtschaft). Dem Sozialismus aber ist 
vorbehalten eine bestmögliche Verbindung zwischen der Natur und den wirtschaftlichen 
Erfordernissen herzustellen. Und hier ist das oberste Muß der Mensch, der in jedem einzelnen ein 
einzigartiges Wesen darstellt. Alle Menschen eines Staates, also entsprechende Staatsangehörige, 
sind in der Gemeinschaft einer Volksherrschaft der Staat. Wenn mit Staat die Regierung oder die 
Polizei gemeint wird, dann sind diese Staaten keine Volksherrschaften (Demokratien) sondern 
Volksbeherrschungen durch Einzelne oder gar einen Einzigen, die man Diktatur nennt. Deswegen 
müssen die Menschen in ihrer Gemeinschaft, gerade weil sie jeder einzigartig sind, sich unter ein 
grundlegendes Gesetz, einer Verfassung, einordnen. Das bedeutet dann: „Das Menschsein des 
Menschen geht in der Gemeinschaft auf, die durch den Staat zusammengehalten wird. Somit ist die 
Freiheit gesichert, denn der Zweck des Staates ist in Wahrheit die Freiheit. Die wahre Freiheit besteht 
in der Bindung aller Menschen an die Gesetze. Wie aber kann der staatliche Zwang Freiheit sein? 
 
 Indem der allgemeine Wille der Volksherrschaft (Demokratie) zu Grunde liegt. 
 
Weil der Einzelne seinen eigenen Willen einem Staatsvertrag (Verfassung) unterwirft, unterwirft er 
sich seinem eigenen Willen. So kommt auch schon Rousseau zum Lehrsatz der Volksherrschaft. Im 
selben Augenblick erhält der Einzelne eine verstärkte Kraft um sich zu behaupten, um das was er hat 
zu bewahren, also seine Familie, sein Leben und sein Gut. Der Mensch gehorcht also letztendlich den 
Zwängen, die er sich selbst auf erlegt, ist somit frei und lebt im Schutze der Gemeinschaft und der 
Rechtsstaatlichkeit. Rechtstaatlichkeit wiederum bedeutet die Einhaltung der Gesetze eines Staates 
und seit Hunderten von Jahren internationalen Vereinbarungen, die man heutzutage als Völkerrecht 
bezeichnet.“ 
So ist nun jeder Mensch der obersten Menschenpflicht unterworfen, die die selbstbewußte 
Eigenverantwortung ist. Und nur mit dieser obersten Menschenpflicht läßt sich das oberste 
Menschenrecht, die Würde des Menschen, verteidigen. Ist aber die „Schöpfung“ ein religiöses 
Bekenntnis, das Ding aller Menschen eines Staates? Mitnichten! Deshalb hat ein solches religiöses 
Bekenntnis in einer Präambel eines Staates, der als Menschenrecht die Religionsfreiheit im Banner 
führt, nichts zu tun, denn damit wird die Religionsfreiheit bereits eingegrenzt, was auch mit der sog. 
christlich-jüdischen Leitkultur geschieht. 



Und wie meine persönliche selbstbewußte Eigenverantwortung neben der Bürgerklage und der 
Erklärung aussieht könnt Ihr anschließend im Teil 6/1 Rechtsstreit Opelt gegen die sächsische Justiz 
erkennen und im Teil 6/2 weiter erfahren. 
 
Mir verbleibt jetzt wieder nur der Ruf nach, guten Denken, gutem Reden und gutem Handeln. 
 

Olaf Thomas Opelt 

Staatsrechtlicher Bürger der DDR 

Reichs- und Staatsangehöriger  

Mitglied im Bund  Volk für Deutschland 

Bundvfd.de 
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Es wird darauf hingewiesen, sollte sich in dem Schritsatz auf das Grundgesetz und nachfolgende Gesetze bezogen werden,
so ist dies kein Anerkenntnis dieser, sondern ein Hinweis darauf, wie bei Geltung jener zu verfahren wäre

Anhörungsrüge

Hiermit wird Anhörungsrüge gegen die rechtlich nichtige und rechtsbeugende Antwort in Form
eines rechtlich ungültigen Entwurf$ der Generalstaatsanwaltschaft $achsen vorn 12.12.16 Az.
26Zs 1776116 iso eingelegt.

Die Anhörungsrtige wird auf der Grundlage der Allgemeinen Menschenrechtserklärung hier Artikel I in
Verbindung mit § 321a ZPO eingelegt.

Die Anhörungsrüge erfolgt

1. aufgrund der Venrueigerung von bundesrepublikanischen Recht und Gesetz sowie den
Entscheidungen hoher bundesrepublikanischer Gerichte (rs wird darauf hingewiesen, soltte sich in dem
Schriftsatz aufdas Grundgesetz und nachfolgende Gesetze bezogen werden, so ist dies kein Anerkenntnis dieser, sondern ein
Hlnweis darauf, wie bei Geltung jener zu verfahren wäre.)

2. weil das Antwortschreiben ohne handschriftliche Unterschrift ausgefertigt wurde und somit die
tatsächliche Teilhabe einer vermeintlichen Oberstaatsanwältin Dr. Friese nicht ersichtlich ist.

3. Da sich das Antwortschreiben auf eine Beschwerdeantwort der Staatsanwaltschaft Leipzig
vom 19.10.2016 Az 618 Js 63481/16 bezieht.

Der Vorgang in der Sache zeigt seitens der vermeintlichen Staatsanwaltschaft brutalen Hochmut in
Verbindung mit unbedingtem Vorsatz.
Dolus directus - direkter (unbedingter) Vorsatz - liegt vor, wenn der Täter um das Ergebnis seiner Tat weiß und diesen

Erfolg so auch erreichen will.
Der Tatbestandsvorsatz umfasst stets sowohl ein Wissenselement wie auch ein Willenselement
(Zitiert aus proverbia-iuris [1])

Die Tat im diesem Voruvurf bringt es dazu, daß dem Beschwerdeführer Opelt das körperlich und
wirtschaftliche Leben zerstölt wird, weil er wie ein ,,Volksschädling" nach freislerart behandelt
wird.
Nach freislerart ist Recht, was nutzt.



Begründung:

Zu 1: Seit nunmehr fast zwei Jahrzehnten verweigert die Justiz des Landes Sachsen gegen den

Beschwerdeftihrer (BF) Opelt die Anwendung von bundesrepublikanischem Recht und Gesetz in

Verbindung mit hochstiichterlichen Entscheidungen. Das ogdgu!9t die Verweigerung des rechtlichen

Gehörs naih n*itet 10a (1) GG sowie des Artikels 78 (2) sV in verbindung mit der Entscheidung des

Bundesverfassungsgericht vom
05. Februar2004-AZ:2 BvR 1621103.

zu 2: Vom Beschwerdeführer wird bereits seit trber 10 Jahren die fehlenden Unterschriften der

vermeintlich beteiligten Personen in der Sache, egal ob von Verwaltung, Justiz odel 
.

staatsanwaltschaft] ger{lgt. Dieses Rügen wird vom BF auf eine Entscheidung des BY-wG Az I B

186.92 vom 04.03.1SSS lestUtzt, in Värbindung mit § 173 Abs. 3 ZPO. So hat der BF in der von

Frau Dr. Friese vermeintlüh bearbeiteten Beschwerde vom 01 .11.2016 Az. SITfuRSVGH-OTO 02/16

bereits folgend ausgefilhrl ,,unmittelbar voran wird klar aufgezeigt, dalS von dem Beschwerdeführer (BF]

Herr Otof Thamos Opelt kein Verstöndnis um das in der maschinetten Llnterschrift gebeten wird, aufgebrocht

werden kann, da es dem Beschwerdeführer nicht mögtich ist, festzustellen, wer diese Mitteilung erstellt hot, sie

evtl. sogar von einem Pförtner aus vorgegebenen Teiten zusammengesetzt wurde." Das hat aber die

vermeingiche Dr. Friese in ihrer,,weibischen Unvernunft" nicht davon abgehalten, ihr rechtlich

ungültiges Schreiben ebenfalls in dieser Art zu zeichnen.

Zu 3: Frau Dr. Friese ftihrt in ihrem nichtigen Schreiben aus, daß sie der Beschwerde des BF keine

Folge gibt, bezieht sich dabei auf § 152 SiPO und meint: ,,Dalter muss es mit der Verfügung der

staatsanwaltschoft Leipzig vom 79. oktober 2076 sein Bewenden haben."

Der § 152 StPO behandelt den Legalitätsgrundsatz. Hier wird der

tegalitatsgrundsaE/BerechtigungJgrundsätz der Staatsanwaltschaft nicht beachtet. Der Grundsatz

furäine sä-chsische Staatsarivatßchaft wäre eine rechtsgilltrggl vom sächsischen 
-Staatsvolk 

in Kraft

gesetzte Verfassung aus dem Jahr 1992. !a.ab91weder die,Verwaltung. des Vogtlandkreises, die

äachsische Justiz, und nun auch die sächsische Staatsanwaltschaft bis dato nicht aufgezeigt haben,

wann sich das sächsische Staatsvolk aufgrund seiner verfassungsgebenden Gewalt diese Verfassung

aus dem Jahr 1gg2 gegeben hat, so lautet es in der Präambel, ist ftrr jene 
_ein 

Legalitätsgrundsatz

nicht gegeben und von vornherein ein Handeln für und wider Reichs- und StaatsangehÖrige

völkerrechtswidrig und aus diesem Grund Rechtsbeugung.
Diese Rechtsbeulung gründet sich auch auf den fehlenden Nachweis des verfassungsgebenden

Kraftaktes Aes deutsclnän Volkes, mit dem dieses sich das Grundgesetz als Verfassung gegeben

habe.

Das Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetz aus dem Jahr 1913 (RGBI. S 583) als solches zwar

bereits widerrechtlich starliverändert, lratte jedoch Bestand bis zum Ende des Jahres 1999 und

wurde dann erst ohne verfassungsrechtliche Grundlage mit dem ,Gesetz zur Reform des

Staatsangehörigkeitsrechts" vorn 15.07.1999 BGBI, I S. 1618ff in StaatsangehÖrigkeitsgesetz

umbenannt. Hier besteht der große Mangel, daß es keine Staatsangehörigkeit der BRD gibt - nach

einem rechtsgültigen bundesrepublikanischen Gesetz -.aufgrund eines fehlenden

l*grtitat*gruädsäees, sprich d'em fehlenden verfassungsgebenden Kraftakt des deutschen Volkes,

mit dem dieses sich das Grundgesetz gegeben haben sotl.

,,lJnabhöngig von den Ereignissen des lahres 7945 (Kapitutation, fraglicher Fortbestond des Reichs) und

unabhöngig vom etwaigen Entstehen einer Landesongehörigkeit btieb die deutsche Staatsangehörigkeit ols

Rechtsinstitut unverdndert bestehen. lhr Bestond ist ouch vom Besatzungsrecht nicht berührt, sondern

vora usgesetzt word e n. " {Zitiert aus Stootsrecht 6.Auftage von 1957 van Theodor Maunz)

Es wird also von allen dreio. g. Stellen das Zitiergebot, das im Artikel 19 Abs. 1 GG und im Artikel 37

SV geschrieben steht, nicht beachtet, was einen weiteren Teilder Rechtsbeugung bedeutet.

lm §chreiben der Staatsanwaltschaft Leipzig vom 19.10.16 Az 618 Js 63481116, auf das sich Frau Dr.

Friese bezieht, wird folgend ausgeführt ,,Ein Beugen des Rechts gemö13 § 339 SIGB liegt noch

höchstrichterticher Rechtsprechung nur vart wenn sich der Ttiter bewusst und in schwerwiegender Weise von

Recht und Gese:tz entfernt. Das Beugen des Rechts muss mehr sein, ols die Verletzung bindender

Auch hier wird von einer vermeintliche Staatsanwältin Frau Zimmermann das Zitiergebot verletzt.



l-

Der BF hingegen hat in seinen Begründungen stets das Zitiergebot gründlich beachtet, ob in den

Gesetzen oOer eOen den höchstriChterlichen Rechtssprechungen. Was bedeutet, Entscheidungen und

Urteile des BVerfG, des BGH und des BVwG mit Aktenzeichen und Daten angefÜhrt und zitiert

so heißt es im urteildes BGH vom 22.01 .2014 AZ BGH 2 StR 479/13:

,,2. lndizien für dos Vorliegen des subjektiven Totbestonds der Rechtsbeugung können sich aus der Gesamtheit

der konkreten Tatumstände ergeben, insbesondere auch qus dem Zusammentreffen mehrerer grovierender

Rechtsfehler."
Soweit wurde bereits in der Beschwerde vom 01 .11.16 ausgeführt und wird hier mit weiterem Zitat aus

dem Leitsatz 4 fortgesetzt:
,,.....Diese Differenzierung zwischen Rechtsverstol3 und "Beugung des Rechts" in objektiver Hinsicht, bedingtem

Vorsstz und "bewusster Entfernung von Recht und Gesetz" in subjektiver Hinsicht enthölt, entgegen in der

Literatur erhobener Kritik, keinen Widerspruch, wenn für die praktische Anwendung des Tatbestands

hinsichtlich der Tatbestandsvoroussetzung der Verletzung einer Rechtsnorm bedingter Vorsotz ausreicht und für
die Schwerebeurteilung die Bedeutung der verletzten Rechtsvorschrift ma!3gebend ist."

Mehrere gravierende Rechtsfehler sind in der Nichtbeachtung der Vorschrift der handschriftlichen

Unterschrift, siehe BVwG in Verbindung mit § 174 Abs. 3 ZPO, der Verweigerung des rechtlichen

Gehörs siehe BVerfG 2 BvR 1621ß3 sowie von Völkerrechtsnormen, hier insbesondere Artikel 8 der

Allgemeinen Menschenrechtserklärung und des Artikel 14 des Menschenrechtspaktes Über

büIgerliche und politische Rechte sowie weiterer Gesetzesvorschriften und hÖchstrichterlicher

Entlcheidungen gegeben. Ein bedingter Vorsatz bzw. der Vonsurf des BF auf unbedingten Vorsatz ist

gegeben aufgrunä der Beständigkeit, der immer wiederkehrenden und beschwerten VerstÖße gegen

6uÄdesrepub-likanisches Recht und entsprechender höchstrichterlicher Rechtssprechung.

Des weiteren wird sich im vollen Umfang auf die sofortige Beschwerde vom 01 .11.2016 Az

SITtuRSVGH-OTO 02/16 bezogen.

Abschließende Erklärung

Es wird aus dem Urteil des BGH vom 22.01.2014 Az BGH 2 StR 479113 zitiert:

1. Der subjektive Tatbestand der Rechtsbeugung setzt mindestens bedingten Varsotz hinsichtlich eines

Verstol3es gegen geltendes Recht sowie einer Bevorzugung oder Benschteiligung einer Portei voraus'

Das darüber hinausgehende subjektive Element einer bewussten Abkehr von Recht und Gesetz bezieht

sich ouf die Schwere des RechtsverstoJ3es. Auf eine persönliche Gerechtigkeitsvorstellung des Richters

kommt es nicht an. (BGHSI)

Und weiter:

2. Tathondlung im Sinne von § jj9 SIGB lsf eine Verletzung von Recht und Gesetz. Dies setzt eine

Rechtsonwendung vorous, die im Ergebnis nicht vertretbor ist.

Aus der Handlung der o. g. Beteiligten ist klar zu ersehen, daß nicht nur ein bedingier Vorsatz, der fÜr

den Straftatbestand eineiRechtsbeugung bereits ausreicht, sondern ein unbedingter Vorsatz wie er

oben erklärt ist, besteht.

Es wird bewußt in Kauf genommen, daß der Rechtsschutz des BF zerstÖrt wird, um ihn von seinem

Willen Rechtsstaatlichkeit auf deutschem Grund und Boden wieder herzustellen, abzubringen. Dabei

ist es allen Mitwirkenden ,,Wutst*', wie es der Richter Böhmer am AG Auerbach ausgedrUckt hat, ob

das wirtschaftliche Leben des BF zerstört wird und noch etvvas schlimmer auch das kÖrperliche

Leben. Das körperliche Leben, daß seit Anfang an durch widerrechtliche Handlungen der o. g.

Beteiligten durch die starke seelische Belastung zerstört wird und inzwischen mit vÖlliger Erblindung

soweit fortgeschritten ist, daß der BF ständig auf Hilfe angewiesen ist.

Weiter wird aus dem Urteil des BGH zur Rechtsbeugung folgend zitiert:

,,Die AufkltirungspJlich{ des Gerichts hat besondere Bedeutung (vgl. BVerfG, Beschluss vom

8. Oktober 1985 - i Sts-i,lil N und 1504/82, Et't:fiä.:;-21: 309); das Aulklarttngsgebot

wird entgegen der - wiederum.fbrn liegenden - Ansicht des Angeklagten nicht durch das

G ew al t ent e i I un gs pr inz ip r e I at iv i e r t o d e r gar atlfge ho b e n."



Die Aufklärungspflicht besteht also besonders in den Zitiergeboten und letztendlich in der Aufklärung

über die angeitibfr stattgefundenen verfassungsgebenden Kraftakte des deutschen Volks zum

äiünJger*il und des siaatsvolres des Freistäaies sacnsen fär die verfassung as dem Jahr 1992.

So lautet es in der zitierten Entscheidung des BGH zur Rechtsbeugung, in einer zitie-{gn

Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 8. Oktober 1985 - 2 BvR 1150i80 folgend:

Aut diesem ergeben sich Mindesteüorderntsse für eine zuverlössige wahrheitserforschung (vgt. BVerfGE 57,

250 [ZZ5J), die nicht nur im stfafprozessuolen Hauptverfahren, sondern auch für die im vollstreckungsverfqhren

zu tieffenden Entscheidungen iu beachten sind. Sie setzen u.a. Maflstäbe für dle Aufklürung des Sachverhqlts

und damit für eine hinreichende totsächtiche Grundloge für richtertiche Entscheidungen. Denn es ist

unverzichtbare Vordussetzung rechtsstastlichen Verfahrens, da!3 Entscheidungen, die den Entzug der

persönlichen Freiheit begeffin, ouf zureichender richterlicher Sachaufktärung beruhen tvgl. BVerfGE 58, 2Ag

t222il und eine in tatsöchlicher Hinsicht genügende Grundlage haben, die der Bedeutung der Freiheitsgarantie
-en*pricht 

(vgt. BVerfGE a.a.A. fßAil. Das fotgt letzttich aus der ldee der Gerechtigkeit, die wesentlicher

Bestandteil des Grundsotzes der Rechtsstaattichkeit ist (vgl. BVerfGE 33, 367 [383J) und an der sich jedwede

Rechtspflege messen lossen mu!3.

Und weiter:

Dobei ist im Btick auf die weite und lJnbestimmtheit des Rechtsstaatsprinzips mit Behutsamkeit vonugehen'

Erst wenn ,rt urb&r, eideutig(BVerfT 70,297, j08; BverfG 70,297,309) ergibl da!3 rechtsstaattich

unverzichtbare Erfordernisse niiht me'hr gewahrt sind, können aus dem Prinzip setbst konkrete Folgerungen für

die Verfahrensgestöltung gezogen werden; diese hoben sich tunlichst im Rqhmen der vom Gesetzgeber

gewdhtten Grundstruktur des Verfahrens zu halten (siehe BVerfGE 57,250 t2J§1.

Das läßt aufmerken, daß die ldee der Gerechtigkeit ein wesentlicher Bestandteil des Grundsatzes der

Rechtsstaailichkeit ist und das Rechtsstaatspriizip bedeutet, daß sich das Verfahren tunlichst an die

Gesetze und eben höchstrichterliche Entscheidungen zu halten hat.

So wird zum Thema Rechtsstaatprinzip auf der Seite schaer-info [2] ausgeftlhrt:

Rechtsstaatsprinzip

prägend für die Verwattungstätigkeit ist das im Grundgesetz unter den $g;Ji§p;*und Ärr ?E Ai:s-

l-§eLlj a u sged rückte Beken ntn is zu m Rechtsstaat'

Unmittelbar bedeutet dies erst einmal, dass der Staat an Recht gebunden ist. Der Staat und seine

Veruvaltung können also nicht nur das tun, was sie für richtig halten.

Das allein bringt jedoch nicht hinreichend den lnhalt dieses Prinzips zum Ausdruck, da bereits

mehrfach in neuerer Geschichte, dass formal gÜltiges Recht gegen grundlegende werte des

Zusammenlebens verstoßen hat, wie etwa die Gesetzgebung der Nationalsozialisten oder die der

Apartheitsregierung in Südafrika. Rechtsstaatlichkeit bedeutet nicht nur die Form des Verfahrens,

sondern auch den lnhalt, zu dem mindestens auch die Menschenrechte zählen'

Es bedeutet also Rechtsstaattichkeit das Ausüben von staatlicher Macht, daß der BRD bis zum

17.07.1gg0 auf besatzungsrechflicher Grundlage mit dem Grundgesetz gegeben war. Es wurde aber

die Beweisführung, der Värwaltung des Vogttandkreises und der sächsischen Justiz, vorgelegt, daß

die BRD weder vor 1990 noch nach 1990 ein $taat war'

Rechtsstaatlichkeit bedeutet Ausübung staatlicher Machi auf der

Grundlage von verfassungsmäßig erlassenen Geseftten mit dem Zielder



Dem Gebilde BRD nach 1990 fehlt also der verfassungsgebende Kraftakt wie er in der neuen
Prätämbelzum GG geschrieben steht. Ein ebensolcher Mangel unterliegt dem sog. Freistaat Sachsen.
Somit ist die Grundlage des Rechtsstaatsprinzip nicht vorhanden. Und die Verwaltung des
Vogtlandkreises sowie die sächsische Justiz und nun auch die Generalstaatsanwaltschaft verweigern
ständig die Aufklärungspflicht, wann denn die verfassungsgebenden Kraftakte stattgefunden hätten
und wo sie festgeschrieben sind,.

So heißt es dann folgerichtig in der o. g BVerfg-Entscheidung:

Dieser wirkt in die Ausübung des pflichtgemö$en Ermessens bei der Bestimmung des Aufklorungs- und
Prüfungsumfangs hinein, um sichenustellen, datl der Richter seine Entscheidung auf einer der Sachbedeutung

e ntsp re ch e nd e n Tatso ch e ng ru n dl o ge a uf b a ut.

Es bleibt schlußfolgernd folgendes;

1. Die Generalstaatsanwaltschaft und die sächsische Justiz haben vorrangig das von ihnen als gültig
erachtetes bundesrepublikanisches Recht und Gesetz einzuhalten, sich im zuge dessen an
verbindliches Völkerrecht zu halten. Verbindliches Völkerrecht siehe Artikel 25 GG. Da der
sächsischen Verfassung aus dem Jahr 1992 ein solcher Bezug auf das Völkerrecht wie dem GG nicht
gegeben ist, wird in Sicht auf das Land Sachsen bezug auf das Verfassungsgerichtshofgesetz vom
18.02.1993 genommen, in dem im § 2 Abs.4 Pkt.1 die Allgemeine Menschenrechtserklärung der
Vereinten Nationen und der Menschenrechtspakt uber btlrgerliche und politische Rechte
eingeschrieben sind.

2. Die Legislative, die Judikative und die Exekutive des Landes Sachsen sind in der Pflicht dem
Rechtsstaatsprinzip folge zuleisten, indem sie ihre ganze Kraft für eine wahrhaftig demokratische
(volksherrschaftliche) Verfassung einsetzen umsomehr der sog. Einigungsvertrag sowie der 2+4
Vertrag (Abschließende Regelung in bezug auf Deutschland) nicht in Kraft getreten sind. Auch hier
wurde vom BF die bis dato unwiderlegte Beweisfi.thrung den o. g. Stellen vorgelegt, die von
sächsischen Gerichten als absurder irriger Unsinn abgetan wird.

lm übrigen wird auf die bereist oben angeführte Beschwerde vom 01.11.2016 veniviesen.

maledictus, qui peruertit iudicium

Hybris ante Nemesis

§[^-§q
Olaf Thomas Opelt

[ 1 ] httn:l/www. proverbia-iuris.qtg

[2]h.ttp://'{ww.sc_h;aet-iqfo.delkaplikapls_chnittllLechtsstaatsptinzip.him

Anhang:
1. Auf im Schriftsatz genannte Unterlagen wird verzrchtet, da diese der

Generalstaatsanwaltschaft im Zuge des Verfahrens vorliegen.
2. Die Mitteilung in Form eines rechtlich nichtigen Entwurfs der Generalstaatsanwaltschaft

Sachsen, hier Frau Dr. Friese, zu meiner Entlastung zurück.

Verteiler:
,,Staatskanzlei" Sachsen
lnnenministerium Sachsen
Generalstaatsanwaltschaft Sachsen
Botschaft der Russischen Föderation in Berlin
Deutschlandverteiler
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Generalstaatsanwaltschaft Dresden, Lothringer Str, 1 , 01 069 Dresden

Herrn

Olaf Thomas Opelt

Siegener Straße 24

08523 Plauen

Der Generalstaatsanwalt
des Freistaates Sachsen

Dresden,'12. Dezember 2016

Telefon: A351 4462932

Telefax: 0351 446 2970

Bearb.: Frau Oberstaatsanwältin Dr. Friese

Aktenzeichen: 26 Zs 1776116 iso

(Bitte bei Antwort angeben)

Ermittlungsverfahren gegen Birgit Munz

wegen Rechtsbeugung

hier: Beschwerde des Antragstellers Olaf Thomas Opelt vom 01 . Novembet 2016 gegen

die Verfügung der Staatsanwaltschaft Leipzig vom 19. Oktober 2016 (Aa.:618 Js

63481/16)

Bescheid

Der Beschwerde vom 01. November 2016 gegen die Verfügung der Staatsanwaltschaft Leipzig

vom 19. Oktober 2016 gebe ich keine Folge.

Auf die vorbezeichnete Beschwerde wurden die einschlägigen Voigänge voR mir un-ter Beizie-

hung der Akten überprüft. Die Entscheidung der Staatsanwaltschaft Leipzig, der Strafanzeige ge-

mäß § 152 Abs. 2 StPO keine Folge zu geben, entspricht der Sach- und Rechtslage.

lnsoweit wird, um Wiederholungen zu vermeiden, auf die zutreffende Begründung der angegriffe-

nen Verfügung Bezug genommen. Das Vorbringen des Antragstellers rechtfertigt keine andere

Beurteilung.

Daher muss es mit der Verfügung der Staatsanwaltschaft Leipzig vom 19. Oktober 2016 sein Be-

wenden haben.

Telefon

0351/ 446 0

Hausadresse

Lothringer Str. 1

0'1069 Dresden

Telefax

0351t446 2970

Gekennzeichnete Parkplätze

Behindertenparkplatz

Parkplatz

Sprechzeiten

Verkehrsverbindungen

Straßenbahn-Haltestelle:

Sachsenallee, Linie 6,1 3
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Zivilrechtliche Ansprüche werden durch diesen Bescheid nicht berührt.

lm Auftrag

gez. Dr. Friese

Oberstaatsanwältin

Dieses Schreiben wurde eleKronisch erstellt und enthält deshalb keine Unterschrift, wofür um Verständnis gebeten wird.

Belehruno

Gegen den ablehnenden Bescheid der Generalstaatsanwaltschaft Dresden kann der Antragsteller

- sofern er Verletzter ist - binnen eines Monats nach der Bekanntmachung gerichtliche Entschei-

dung beantragen (§ 172 Strafprozessordnung).

Der Antrag ist nicht zulässig, wenn das Verfahren ausschließlich eine Straftat zum Gegenstand

hat, die vom Verletzten im Wege der Privatklage verfolgt werden kann. Der Antrag auf gerichtliche

Entscheidung muss die Tatsachen, welche die Erhebung der öffentlichen Klage begründen sol-

len, und die Beweismittel angeben. Er muss von einem Rechtsanwalt unterzeichnet sein; für die

Prozesskostenhilfe gelten dieselben Vorschriften wie in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten. Der An-

trag ist bei dem für die Entscheidung zuständigen Oberlandesgericht Dresden (Postfach 120732,

01008 Dresden) einzureichen. Maßgeblich ist der Zeitpunkt des Eingangs bei Gericht.



Olaf Thomas Opelt
Siegener Str. 24
08523 Plauen

http://www. bundvf.de

Olaf Thomas Opelt, Siegener Straße 24, 08523 Plauen

Generalstaatsanwaltschaft Sachsen
Lothringer Str. 1

01069 Dresden

Wann greifr eine Mutter an?
Wenn es um lhre Kinder geht!

Sei Wehrhaft Deutschland

maledictus,
qui pervertit iudicium

Wir bitten in derAntwort Zeichen und
Datum dieses Schreibens anzugeben

lhr Zeichen
oreJs 634s1/16

lhre Nachricht vom Unser Geschäftszeichen Datum
19.1016 SIrA/RSVGH-OTO 02116 4131.2416

Es wird darauf hingewiesen, sollte sich in dem Schriftsatz auf das Grundgesetz und nachfolgende Gesetze bezogen werden,
so ist dies kein Anerkenntnis dieser, sondern ein Hinweis darauf, wie bei Geltung jener zu verfahren wäre

Sofortige Beschwerde

Hiermit wird sofortige Beschwerde gegen die Mitteilung in Form eines rechtlich nichtigen
Entwurf der Staatsanwaltschaft Leipzig vom 19.10.16 AZ:618 Js 63481/16 eingelegt.
Unmittelbar voran wird klar aufgezeigt, daß von dem Beschwerdeführer (BF) Hen Olaf
Thomas Opelt kein Verständnis um das in der maschinellen Unterschrift gebeten wird,
aufgebracht werden kann, da es dem Beschwerdefrihrer nicht möglich ist, festzustellen, wer
diese Mitteilung erstellt hat, sie evtl. sogar von einem Pförtner aus yorgegebenen Teilen
zusammengesetzt wurde. Der BF bezieht sich hier auf die klare Aussage der Entscheidung
des Bundesverwaltungsgerichts vom 04.03.1993 AZ I B 186.92 sowie zwecks der
elektronischen Unterschrift auf § 173 Abs. 3.

lm weiteren wird ausgeführt, daß ein geschütztes Rechtsgut die innerstaatliche Rechtspflege
ist. Die Rechtspflege jedoch bedeutet das Einhalten und vor allem die Anwendung der
Normen. Die Normen klar in Klauseln festgehalten, bedürfen um Recht anzuwenden, deren
Befolgung" Das gilt insbesondere für das rechtliche Gehör. Das rechtliche Gehör ist in der
Sächsischen Verfassung Artikel 78 (2) und im Grundgesetz im Artikel 103 (1) als zu
gewährend festgehalten.
Das Bundesverfassungsgericht hat im Jahr 2004 in seiner Entscheidung AZ 2 BvR 1621ß3
ebenfalls über das rechtliche Gehör verhandelt und ausgeführt.

All dieses ist der sächsischen Justiz bis hin zum SVGH immer wieder mitgeteilt und mit
Auszügen aus den Entscheidungen vorgetragen worden.

Die Verfassungsbeschwerde des BF vom 04.05.2016 AZ:VB/SW-OTO 01116 hat klar und
deutlich die Artikel der SV, in denen sich der BF verletzt filhlt, enthalten und zur Verletzung
wurde ausgeführt. Dieses ließ der SVGH in seinem Urteilvom 14.07.2016 AZ:Vf .45-lV-16
vollkommen unbeachtet, was wiederum vom BF mit einer Anhörungsrüge vom 09.08.2016
AZ: velsw-oro 02/16 begegnet wurde. Die Anhörungsrüge stützte sich insbesondere auf die
Allgemeine Menschenrechtserklärung der Vereinten Nationen aus dem Jahr 1948 Artikel 8,
in dem klar ein Rechtsbehelf aufgegeben ist und auf den Menschenrechtspakt uber
bürgerliche du politische Rechte aus dem Jahr 1967 Artikel 14, in dem zur Verteidigung der
zivilrechtlichen Ansprüche eine öffentliche Verhandlung vorgeschrieben ist. Der
Menschenrechtspakt ist für die BRD seit 1973 verbindlich einzuhaltendes Völkerrecht. Aber
auch die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte ist besonders für den §VGH verbindlich,

7



nicht zuletzt da diese zweivölkerrechtlichen Vorschriften im §VGHG § 2 Abs. 4
festgeschrieben stehen. Durch diese Vorschriften ist der Bürger mit seinen Rechtsgütern
mittelbar geschützt, da diese Vorschriften durch die Justiz einzuhalten sind. Da sich aber die
Justiz in keiner Weise genötigt sah diesen Rechtsvorschriften genüge zutun, letztendlich
sogar gegen den § 321a ZPO verstößt, wird der Rechtsschutz, den der BF in der
Verfassungsbeschwerde gefordert hat, aufs Gröbste verletzt.

§ 321a
Abhifu bei Verletzung des Ansprachs auf rechttiches Gehör

(l) Auf die Rüge der durch die Entscheidung beschwerten Partei ist das Verfahrenfortzufilhren, wenn

1. ein Rechtsmittel oder ein anderer Rechtsbehelf gegen die Entscheidung nicht gegeben ist und

, das Gericht den Anspruch dieser Partei auf rechtliches Gehör in entscheidungserheblicher Weise
'' verletzt hat.

Gegen eine der Endentscheidungvorausgehende Entscheidungfindet die Rüge nicht statt.

(2) Die Rüge ist innerhalb einer Notfrist von nvei Wochen nach Kenntnis von der Verletzung des

rechtlichen Gehörs zu erheben; der Zeitpunkt der Kenntniserlangung ist gtaubhart zu machen. Nach
Ablauf eines Jahres seit Bekanntgabe der angegriffenen Entscheidung kann die Rüge nicht mehr
erhoben werden. Formlos mitgeteilte Entscheidungen gelten mit dem dritten Tage nach Aufgabe zur
Post als bekannt gegeben. Die Rüge ist schriftlich bei dem Gericht zu erheben, dessen Entscheidung
angegrffinwird. Die Rüge muss die angegrffine Entscheidung bezeichnen und das Vorliegen der in
Absatz I Satz I Nr. 2 genannten Voraussetzungen darlegen.

(j) Dem Gegner ist, saweit erforderlich, Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.

(4) Das Gericht hst von Amts wegen zu prüfen, ob die Rüge an sich stauhafi und ob sie in der
gesetzlichen Form wtd Frist erhoben ist. Mangelt es an einem dieser Erfordernisse, so ist die Rüge als
tmzuldssig zu verwerfen- Ist die Rüge urubegründet, weist das Gericht sie zurück. Die Entscheidung
ergeht durch unanfechtbaren Beschluss. Der Beschluss soll lssrz begründet werden.

(5) Ist die Rüge begründet, so hilfi iltr das Gericht ab, indem es das Verfahrenfortffihrt, soweit dies

auf Grund der Rüge geboten ist. Das Verfahren wird in die Lage zurüekversetzt, in der es sich

vor dem Schluss der mündlichen Verhundlung befund. ,,

Die Verletzung bedeutet letztendlich eine Rechtsbeugung, nicht nur aufgrund
innerstaatlichen Rechts sondern auch wegen der Verletzung von überstaatlichen Rechts also
Völkenechts. Diese Rechtsbeugung erhöht sich um so mehr aufgrund dessen, daß die
gesamte sächsische Justiz bis hin zum SVGH den Nachweis unterläßt, wann sich das
Staatsvolk des Freistaates Sachsen kraft seiner verfassungsgebenden Gewalt die
Sächsische Verfassung au$ dem Jahr 1992 gegeben hätte.

Der BGH führt folgend in seiner Entscheidung vom 22.A1.2014 AZ BGH 2 StR 479113 aus:
,,2. lndizien für das Vorliegen des subjektiven Tatbestands der Rachtsbeugung können sich aus der
Gesamtheit der kankreten Tatumstände ergeben, rnsäesondere auch aus dem Zusammentreffen
mehrerer gravierender Rechtsfehler..

Es besteht hier also keine unrichtige Rechtsanwendung, sondern die Venreigerung von
vorgeschriebenen bundesrepublikanischen- und Völkerrechtsnormen.
Somit ist die Auffassung der Staatsanwaltschaft Leipzig: ,,Ein Beugen des Recfrfs gemäß

§ 339 SfGB liegt nach höchstrichterlicher Rechtsprechung nur vo4 wenn sich der Täter bewusst und
in schwerwiegender Werbe van Recht und Gesetz entfemt." erst einmal richtig, hat aber nicht im
geringsten mit der Sachlage zu tun, sondern völlig falsch, da der sächsischen Justiz ständig



und immer wieder aufgegeben wurde bundesrepublikanisches Recht einzuhalten, sowie die

verfassungsgebenden Kiaftakte der sächsischen Verfassung aber auch des Grundgesetzes

nachzuweisen. Hier wird im übrigen wiederum die Staatsanwaltschaft gerügt, den

Zitierhinweis nach Artiket 19 Ab§. 't Satz 2 GG und Artikel 37 SV zu der höchstrichterlichen

Entscheidung unterlassen zu haben.

So hat der BF nicht nur einmal ausgeführt:* Der Beschwerdeführer ist nach wie vor bereit

sich dem Grundgesetz und in Folge dessen der Verfassung des Freistaates Sachsens aus

dem Jahr 1992 iu unterstellen, wenn ihm aufgezeigt wird, wann entsprechende

verfassungsgebende Kraftakte stattgefunden haben und wo sie fesfges chrieben sfehen. "

Schlußfolgerung:

1. Frau Munz ist aufgrund der nachgewiesenen Rechtsbeugung vom Sächsischen

Verfassungsgerichtshof zu entfernen. Dies weil, wegen fehlender handschriftlicher

Unterschriften der Richter nicht nachgewiesen werden känn, ob diese tatsächlich an

den beiden Urteilen vom 14.07.16 und 25.08.16 N. Vf. 45-lV-16 teilgenommen

haben. Die alleinige Entfernung der Frau Munz vom SVGH ergibt sich daraus, daß

diese Frau sich alleinig privatrechtlich in dem Schreiben vom 06.10. und 18.10-2016

AZVt.45-lV-16 beim BF gemeldet hat.

Z- Es bleibt die Forderung erhalten den SVGH anzuhalten die Verfassungsbeschwerde

in den Uzustand zurückzustellen und deren Anträge im Ergebnis Öffentlich zu

verhandeln.
Zitat aus der Verfassungsbeschwerde vom 04.05,2016 AZ VB/SW-OTO 01/16:

,,Ergebnis:
i. el ist klar aufzuzeigen, wann die verfassungsgebenden Krafiakte durch das

deutsche Volk für das Grundgesetz und das Staatsvolk des Freistaates Sachsen für

die Sächsische Verfassung aus dem Jahr 1992 stattgefunden haben und wo diese

festgeschrieben stehen.
Z. tst Uie geforderte Feststellung unter 1 vom SGHG nicht zu erbringen, ist die

sofortige Aufhebung der Pfändung des Pl(\l{ Nissan mit Kennzeichen V-DR 110

anzuordnen.
3. lm Zuge des Punktes 2 sind die Kosten des Verfahrens der Verwaltung des

Vogtlandkreises aufzuerlegen. Ebenso ist mit den Kosten des Beschwerdeführers zu

verfahren."

Auf Anhänge, der im Schriftsatz genannten Schreiben wird verzichtet, dieses weil in einer

ord nungsgemäßen Ermittlungsakt er 0mittelnden Staatsanwaltschaft diese vorhanden

sern mussen.

Olaf Thomas Opelt

Anhang: rechtlich nichtige Mitteilung der Staatsanwaltschaft Leipzig vom 19"10.16 AZ: 618

Js 63481/16 zu meiner Entlastung zurück.

Verteiler: Generalstaatsanwaltschaft Dresden
Botschaft der Russischen Föderation in Berlin
Deutschlandverteiler
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Staatsanwaltschaft Leipzig, 04002 Leipzig

Henn

Olaf Thomas OPelt

Siegener Straße 24

08523 Plauen

Staatsanwaltschaft
Leipzig

Leipzig, 29. November 2016/klaus

Telefon: 034112136722

Telefax: 034112136780

Bearb.: Frau Staatsanwältin Zimmermann

Aktenzeichen: 618 Js 63481/16

(Bitte bei Antwort angeben)

Ermitlungsverfahren gegen Birgit Munz; Uwe Berlit; Christoph Degenhart; Michael Gockel; Matthi-

as Grünberg; ulrich Hagenloch; Klaus schurig; Hans-Heinrich Trute;

Andrea Verstyl; llona lsrael

wegen Rechtsbeugung (Munz, Berlit, Degenhart, Gockel, Grünberg, Hagen-

loch, Schurig, Trute, Verstyl ), Urkundenfälschung (lsrael )

Sehr geehrter Herr Opelt,

hiermit wird der Eingang lhrer Beschwerde vom 01 .11.2Aß bestätigt.

Mit freundlichen Grüßen

L,n
v "LtL*
Klaus

Justizsekretär

Telefon

0341 21360

Hausadresse

Straße des 17. Juni2
04107 Leipzig

Telefax

034'1/2136999

Gekennzeichnete Parkplätze

Behindertenparkplatz

Verkehrsverbindungen

Straßenbahnlinien 10,1 1

im lnnenhof, Zugang über Dimitroffslt. 3Haltestelle Haltestelle

Parrplatz Münzgasse/LVZ

Parkhaus am

B u ndesverwaltu n gsgericht;

Beethovenstr. 1 1

Sprechzeiten

Mo,Di.+Do.: 9-1 1.30 Uhr

und 13.30-15.00 Uhr;

Mi.+Fr.: 9.00-t 1.30 Uhr


